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A. Einleitung

I. „Flucht aus dem Informationsrecht?“

„Information ist die Währung der Demokratie“

(Thomas Jefferson)1

Schon vor über 200 Jahren erkannte Thomas Jefferson, Jurist und 3. Präsident 
der Vereinigten Staaten, die duale Werthaltigkeit von Verwaltungsinformationen. 
Ihre Offenlegung schafft nach klassischem Verständnis einerseits Transparenz 
innerhalb einer demokratischen Gesellschaftsordnung und ist damit Grundvor-
aussetzung jeder demokratischen Meinungsbildung, Partizipation und Kontrolle. 
Andererseits entdecken Politik und Wirtschaft zunehmend auch das hohe ökono-
mische Potential von Verwaltungsinformationen. So wird der Gesamtwert von In-
formationen des öffentlichen Sektors europaweit auf mehr als 52 Milliarden Euro 
geschätzt,2 das entspricht etwa dem gesamten Bruttoinlandsprodukt Kroatiens.3 
Die öffentliche Information wird vor allem dort zur „Währung“, wo sie für die 
Entwicklung digitaler Technologien und Dienstleistungen eingesetzt werden kann.

Ausgehend von diesen Erkenntnissen drängt der nationale wie europäische 
Gesetzgeber zunehmend auf den Ausbau der rezeptiven Verwaltungspublizität. 
Informationsfreiheitsgesetze sollen die Aktenschränke der Verwaltung für die 
Allgemeinheit flächendeckend öffnen und auf diese Weise das jahrzehntelang 
„schlummernde“ politische und ökonomische Potential öffentlicher Informatio-
nen bestmöglich aktivieren.

Abgesehen von einem kleineren administrativen und finanziellen Mehrauf-
wand ist der informationelle Öffnungsprozess für die in der klassischen Behör-
denstruktur agierende Verwaltung nur punktuell mit nennenswerten rechtlichen 
Hindernissen oder Risiken verbunden. Handfeste Konflikte treten jedoch dort 
auf, wo sich die Verwaltung zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben aus ihrem tra-
ditionellen Organisationsapparat löst und mittels öffentlicher Unternehmen am 
Wirtschaftsverkehr teilnimmt. Erbringen öffentliche Unternehmen Aufgaben der 

	 1	Zitiert bei Moorstedt, Jeffersons Erben: Wie die digitalen Medien die Politik verändern, 
S. 42.
	 2	Vgl. Europäische Kommission, Digitaler Binnenmarkt: EU-Verhandlungsführer einigen 
sich auf neue Regeln für die gemeinsame Nutzung der Daten des öffentlichen Sektors, Presse-
mitteilung vom 22. Januar 2019, IP/19/525.
	 3	Das BIP für Kroatien betrug im Jahr 2019 ca. 54 Milliarden Euro, vgl. Eurostat, Daten 
aufbereitet vom statistischen Bundesamt, abrufbar unter: https://www.destatis.de/Europa/DE/
Staat/EU-Staaten/Kroatien.html. (zuletzt aufgerufen am 29. 09. 2020).
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Daseinsvorsorge in einem wettbewerbsorientierten Marktumfeld, befinden sie sich 
allgemein in einem strukturellen Spannungsfeld. Sie müssen simultan sowohl die 
öffentliche Zweckerfüllung als auch ihre eigene wirtschaftliche Leistungs- oder 
gar Überlebensfähigkeit sicherstellen. Öffentliche Unternehmen stehen somit vor 
der „Quadratur des Kreises“. Als Hybrid von Staat und Wirtschaftsunternehmen 
sind sie mit den antagonistischen Erfordernissen von Gewinnerzielung und Leis-
tungserbringung konfrontiert. Der Grund für diese strukturelle Spannungslage 
besteht unter anderem darin, dass öffentliche Unternehmen nicht selten in dys-
funktionalen Märkten eingesetzt werden, in denen zudem häufig das Bedürfnis 
nach einer politisch-sozial motivierten Preissetzungspraxis besteht. Der zu erfül-
lende Auftrag mutet dabei nahezu utopisch an: Öffentliche Unternehmen sollen 
eine effiziente, preisverträgliche und qualitativ hochwertige Leistung für mög-
lichst jedermann erbringen und dabei gleichzeitig noch wirtschaftlich rentabel 
sein, bestenfalls sogar Gewinn abwerfen. Dass diese beiden Maxime in einem 
unversöhnlichen Widerspruch zueinanderstehen, liegt auf der Hand. Häufig kann 
das eine Ziel nur auf Kosten des anderen realisiert werden. Das Austarieren von 
Leistungserbringung, Gewinnerzielung und Effizienz gelingt dementsprechend 
in der Praxis meist nur unzureichend. Tatsächlich leidet meist entweder die Qua-
lität der Daseinsvorsorge unter dem externen wie internen Kostendruck oder das 
öffentliche Unternehmen gerät durch die zwingende Erfüllung eines unrentablen, 
aber politisch-gesellschaftlich notwendigen Dienstes in eine finanzielle Schieflage 
und ist auf hohe Zuschüsse der öffentlichen Hand angewiesen. Ein konkretes Bei-
spiel dafür, wie das enge Korsett der öffentlichen Aufgabenerfüllung teils massi-
ven Zuschussbedarf auslöst und öffentlichen Unternehmen Rentabilitätschancen 
nimmt, ist der öffentliche Personennahverkehr auf der Straße und der Schiene. 
Der Betrieb und die Aufrechterhaltung eines flächendeckenden Beförderungsnet-
zes sind sehr kostenintensiv, was sich auf die Wirtschaftlichkeit von öffentlichen 
Unternehmen auswirkt. Durchschnittlich decken die Nettoerträge meist nur etwas 
mehr als 70 Prozent der beim Verkehrsunternehmen entstandenen Kosten.4 Mithin 
agieren öffentliche Unternehmen im Verkehrssektor meist derartig defizitär, dass 
sie auf Zuschüsse der öffentlichen Hand in Milliardenhöhe angewiesen sind.5 Im 
Extremfall führt die fehlende Rentabilität im Nahverkehr dazu, dass der Umfang 
der Daseinsvorsorge „nur nach Kassenlage“ entschieden werden kann.6 Fahrplan-
kürzungen und Streckenstilllegungen sind die Folge.

Andererseits liefert die Praxis auch anschauliche Beispiele für den umgekehr-
ten Fall, in dem die Erbringung von Aufgaben der Daseinsvorsorge hinter dem 
Diktat von Gewinnerzielungsinteressen nahezu vollständig zurücktreten muss. 
Diese Tendenz lässt sich vor allem im Bereich des öffentlichen Wohnungsbaus 

	 4	Statistik des Verbandes Deutscher Verkehrsunternehmen (VDV) für das Jahr 2019, 
S. 35, abrufbar unter: https://www.vdv.de/statistik-jahresbericht.aspx (zuletzt abgerufen am 
25. 11. 2020).
	 5	Statistik des Verbandes Deutscher Verkehrsunternehmen (VDV) für das Jahr 2019, S. 21 f.
	 6	Schäfer, in: Schäfer / Rethmann, Öffentlich-Private Partnerschaften, Kap. 8, S. 216.

https://www.vdv.de/statistik-jahresbericht.aspx
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beobachten. Unzweifelhaft ist die Förderung des sozialen Wohnungsbaus eine 
elementare Aufgabe der Daseinsvorsoge.7 Um diesen Auftrag im Einklang mit 
den Erfordernissen der Privatwirtschaft zu erfüllen, hat der Bund im Jahr 2005 
die so genannte Bundesanstalt für Immobilienaufgaben (BImA) als rechtsfähige 
Anstalt des öffentlichen Rechts gegründet. Diese hat grundsätzlich den Auftrag, 
die bundeseigenen Immobilien, Grundstücke und sonstige Liegenschaften mög-
lichst wirtschaftlich zu verwalten, zu verwerten und gegebenenfalls auch zu ver-
äußern.8 Diese Beschreibung klingt zunächst mit Blick auf das verfolgte Daseins-
vorsorgeziel ausbalanciert, in der Praxis liegt der Fokus der BImA und anderer 
Immobilienverwaltungsgesellschaften der öffentlichen Hand jedoch eindeutig auf 
der Veräußerung von Immobilien: So wurde beispielsweise im Jahr 2006 der ge-
samte Wohnungsbestand der kommunalen Immobiliengesellschaft WOBA GmbH 
in Dresden mit 50.000 Wohnungen für 1,7 Milliarden Euro an einen US-ameri-
kanischen Finanzinvestor veräußert.9 Mit dem Erlös sollten vor allem kommu-
nale Verbindlichkeiten getilgt werden.10 Ähnliches geschah bereits im Jahr 1999 
in Kiel.11 Dass durch den Ausverkauf öffentlicher Immobilien die kommunalen 
Spielräume, den sozialen Wohnungsbau aktiv-planerisch mitzugestalten und den 
öffentlichen Daseinsvorsorgeauftrag in hinreichender Qualität zu erfüllen, erheb-
lich beschränkt werden, liegt auf der Hand. Kritische Stimmen beklagen in die-
sem Zusammenhang (wohl nicht zu Unrecht), dass der Staat sein Sozialkapital zu 
Zwecken der Gewinnerzielung wohlmöglich leichtfertig aus der Hand gebe, anstatt 
den Wohnungsbau für sozial Schwache zu fördern.12 Das Beispiel des Umgangs 
mit Wohneigentum in öffentlicher Hand verdeutlicht damit eindrucksvoll, wie 
der Staat seine Verantwortung für die Erbringung der Daseinsvorsorge unter dem 
wachsenden Finanzierungsdruck zuweilen nicht nur nicht einhalten kann, sondern 
zudem bewusst zu Gunsten der Gewinnmaximierung aufgibt.

	 7	Vgl. Sonder, LKV 2013, 202 (206). Nicht zur Daseinsvorsorge gehört dagegen der Bau 
von Wohnungen für den gehobenen und damit auch allein durch die Privatwirtschaft adäquat 
zu befriedigenden Bedarf, vgl. VGH Mannheim, Beschluss vom 29. 11. 2012 – 1 S 1258/12, 
KommJur 2013, 137 (140 f.).
	 8	Vgl. Bundesministerium der Finanzen, Beteiligungsbericht des Bundes 2019, S. 70, abrufbar 
unter: https://www.bundesfinanzministerium.de/Downloads/Broschueren_Bestellservice/2020-
05-14-beteiligungsbericht-des-bundes-2019.html (zuletzt abgerufen am 25. 11. 2020); Schäfer, 
in: Schäfer / Rethmann, Öffentlich-Private Partnerschaften, Kap. 8, S. 93.
	 9	Schäfer, in: Schäfer / Rethmann, Öffentlich-Private Partnerschaften, Kap. 8, S. 93.
	 10	Vgl. Spiegel Online, „Milliardendeal: Dresden verkauft Wohnungsbestand und wird schul-
denfrei“ vom 09. 03. 2006, abrufbar unter: https://www.spiegel.de/wirtschaft/milliardendeal-
dresden-verkauft-wohnungsbestand-und-wird-schuldenfrei-a-405194.html (zuletzt abgerufen 
am 25. 11. 2020).
	 11	Die Stadt veräußerte sämtliche Anteile an der kommunalen Kieler Wohnungsbaugesell-
schaft (KWG) an einen privaten Investor zum Zwecke des Schuldenabbaus. Die Stadt Kiel ist 
damit eine der wenigen deutschen Großstädte, die über keinen eigenen kommunalen Wohnungs-
bestand verfügen, vgl. Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS), 
Strategien der Kommunen für ihre kommunalen Wohnungsbestände, Heft Nr. 151, 2011, S. 17.
	 12	Schäfer, in: Schäfer / Rethmann, Öffentlich-Private Partnerschaften, Kap. 8, S. 95.

https://www.bundesfinanzministerium.de/Downloads/Broschueren_Bestellservice/2020-05-14-beteiligungsbericht-des-bundes-2019.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Downloads/Broschueren_Bestellservice/2020-05-14-beteiligungsbericht-des-bundes-2019.html
https://www.spiegel.de/wirtschaft/milliardendeal-dresden-verkauft-wohnungsbestand-und-wird-schuldenfrei-a-405194.html
https://www.spiegel.de/wirtschaft/milliardendeal-dresden-verkauft-wohnungsbestand-und-wird-schuldenfrei-a-405194.html

